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£DU-Präsidium: 

Stabilitätskurs 
beibehalten 
M' ?Un<tesregierung soll ihren Kurs der finanz- 
Schtiscnen Solidität und der wirtschaftspoliti- 
lich n ^erilun^ fortsetzen, damit der wirtschaft- 
Q e Aufschwung sich fortsetzt und weiterhin die 
•   "ndlage einer verläßlichen Sozialpolitik gege- 
CmS*' ^'es war ^'e e'nneU'ge Meinung des 
^"'Präsidiums, das am Montag, 4. November 
^. 5 «n Bonn zusammentrat. Das Führungsgre- 
^h r ^er ^arte* befaßte sich mit dem Gemein- 
C|j a'tsgutachten der wirtschaftswissenschaftli- 
L"Forschungsinstitute, den Prognosen der 
£,. '*»°mmission für die weitere wirtschaftliche 
id j^lcklung und den Ergebnissen einer Umfrage 

en deutschen Unternehmen. 
|s CE)U-Präsidium stellt fest: 

lrtschaftliches Wachstum ist in Gang gebracht, 
(Fortsetzung auf Seite 2) 

HEUTE LESEN SIE 

• BESCHÄFTIGUNG 
Auf dem Arbeitsmarkt sind 
deutliche Aufschwungtendenzen zu 
spüren. Der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeit, Heinrich 
Franke, sieht den Arbeitsmarkt im 
Schlepptau einer günstigen 
Wirtschaftsentwicklung. (Seite 7) 

• SENIORENUNION 
In zwei Jahren werde es neben den 
schon bestehenden Partei- 
vereinigungen voraussichtlich auch 
eine Seniorenunion in der CDU 
geben. Diese Ansicht vertrat der 
neue Seniorenbeauftragte, MdB 
Gerhard Braun, vor der Bonner 
Presse. (Seite 13) 

• CDU EXTRA 
Aus Anlaß des 30jährigen 
Bestehens der Bundeswehr hat die 
Bundesgeschäftsstelle eine Zeitung 
unter dem Titel „Danke, Soldaten" 
herausgegeben. (Seite 14) 

• DOKUMENTATION 
„Nicaragua-Report" bestätigt: 
Sandinisten unterdrücken Freiheit 
und Menschenrechte, (grüner Teil) 

D: Absolute Mehrheit für die Koalition 
LK 

ai* letzten Sonn- 
tvjjj U|,destagswahl ge- 
Hegi

n *äre, würden die 
^^•"""gsparteien zu- 
St^en 52 Prozent der 
•Vr!en gewonnen ha- 
h*' "les hat eine Um- 
^SJPK 

es Emnid-Instituts 
C|{,bei»- Für die CDU/ 

*«»-de ein Wähler- 

anteil von 45 Prozent, für 
die FDP von sieben Pro- 
zent ermittelt. Nach die- 
sen Umfrageergebnissen 
hätten die Sozialdemo- 
kraten gegenwärtig einen 
Stimmenanteil von 41 
Prozent. Sechs Prozent 
der Bundesbürger würden 
die Grünen wählen. Im 

Vergleich zu einer Mitte 
Oktober von Emnid 
durchgeführten Umfrage 
verbuchen die CDU/ 
CSU und die SPD einen 
Zugewinn von jeweils ei- 
nem Prozent, die FDP ei- 
nen Verlust um zwei Pro- 
zent und die Grünen ein 
Minus um ein Prozent. 
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Brandt weicht klaren Antworten aus 
Eingehend hat sich das CDU-Präsidium unter Leitung von Helmut Kohl am 
Montag, 4.11.1985 mit den jüngsten Äußerungen führender Politiker der SPD 
und der Grünen befaßt. Es wurde festgestellt, daß der SPD-Vorsitzende Willy 
Brandt eine Zusammenarbeit seiner Partei mit den Grünen nicht verbindlich 
ausgeschlossen hat. Die Äußerungen Brandts seien eher ein Ausweichen als eine 
klare Antwort gewesen. Bundeskanzler Kohl: Offenbar sind die Sozialdemokra- 
ten insgesamt zu einem Zusammengehen mit den Grünen bereit. Im übrigen sei 
es nach den Erfahrungen mit Aussagen des hessischen Ministerpräsidenten 
Holger Börner kaum glaubhaft, wenn auf angeblich eindeutige Absagen des 
mutmaßlichen SPD-Kanzlerkandidaten Johannes Rau an die Adresse der Grü- 
nen Bezug genommen wird. 
Das CDU-Präsidium forderte die Sozialdemokraten auf, gegenüber der deut- 
schen Bevölkerung und auch.gegenüber der traditionellen SPD-Wählerschaft 
die Frage zu beantworten, ob sich die Sozialdemokraten zu Handlangern einer 
Politik machen wollen, die eine Absage an die moderne Industriegesellschaft 
und damit Verlust von Arbeitsplätzen bedeutet, die die Prinzipien des demokra- 
tischen Rechtsstaats gefährdet und die ein Ausscheiden der Bundesrepublik 
Deutschland aus dem Bündnis der freien Völker des Westens anstrebt. 

Fortsetzung von Seite 1 

• stabile Preise bedeuten mehr Kauf- 
kraft für alle und sind zugleich die beste 
Sozialpolitik für Arbeitnehmer, Familien 
und Rentner, 
• die Zinsen sind gesunken, 
• mehr Investitionen, zunehmender Ex- 
port und wachsende Binnennachfrage be- 
deuten Hunderttausende neuer Arbeits- 
plätze und haben bereits einen drasti- 
schen Rückgang der Zahl der Kurzarbei- 
ter (seit .1983 mehr als eine Million) be- 
wirkt. 
Das CDU-Präsidium dankt der von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl geführten Bun- 
desregierung für die tatkräftige und er- 
folgreiche Wirtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik und fordert Kabinett und Bun- 
destagsfraktion auf, weiterhin alles zu 
tun, um Preisstabilität zu sichern und den 
positiven Trend zu mehr Arbeitsplätzen 
und mehr Beschäftigung zu verstärken. 

Im Weltraum Spitze sein 
Bundesforschungsminister Riesenhube 
hat für die beginnende kommerzielle 
Nutzung des Weltraums zur Erforschu 
und Herstellung neuer Materialien un 
Produkte einen deutschen Führungsa1]' 
spruch zumindest in Europa angeme 
Wenige Stunden vor dem Start des ers 
Raumfahrtunternehmens unter deutsC 
Federführung sagte Riesenhuber in 
Bonn, diese Dl-Mission sei nur der er 
Schritt im Rahmen einer gewaltigen n 
tionalen Anstrengung, die der Bundes 
publik im Wettlauf der Nationen zur 
friedlichen Eroberung des Alls einen 
sten Platz sichern solle. Bei den ^°r ^ 
tionstechnologien hätten wir beinahe 
Anschluß verpaßt, im Weltraum w0^ifii- 
wir von Anfang an Spitze sein. Der 
ster kündigte an, dem Kabinett in de ^ 
zweiten Hälfte des nächsten Janres

h?u|}- 
Weltraumprogramm 2000 zur Besch» 
fassung vorzulegen. 
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Vorschläge der Amerikaner 
sind mit uns abgestimmt worden 

'e amerikanische Regierung hat am 
'November 1985 im Zuge der Vorbe- 
eitungen des Gipfeltreffens zwischen 
täsident Reagan und Generalsekre- 

af" 9orbatschow neue wichtige Vor- 
s
c«)äge in die Genfer Abrüstungsge- 
Präche eingeführt, die alle drei 
-erhandlungsbereiche strategische 
j. äffen, Mittelstreckenwaffen sowie 

e'ensiv- und Weltraumwaffen umfas- 
,en- Präsident Reagan hat Bundes- 
kanzler Helmut Kohl in einem Schrei- 
r.

e" vom 31. Oktober persönlich unter- 

Mi 
c, diesem Vorschlag ist einem wesentli- 
ch ^nuegen der Bundesregierung und 
*„i    errjündeten durch die amerikani- sch 
^ e Administration Rechnung getragen 
.     rden     Hör  Dim^aoUn«-!» „r.A   Aar  D.i, 

des 
en. Der Bundeskanzler und der Bun- 

^mister des Auswärtigen haben sich 
ch      no'1' zuletzt während der Gesprä- 
a 

e mit Präsident Reagan in New York 
SeJ 

24-/25. Oktober 1985, dafür einge- 
ben1' ZU einem fruhen Zeitpunkt mit 
SQ ?n Ur>d konkreten Vorschlägen auf die 
^. Jütischen Vorschläge zu antworten. 
i^ J50r|sultationen und die Abstimmung 
d  »ündnis haben sich damit im Vorfeld 
bew. 'chtigen Gipfelbegegnung erneut 
^ünri     Unc* ^e Geschlossenheit des 

ndnisses bewiesen. 
b'en %\   CUen amerikanischen Vorschläge 
scJ

rstreichen den Ernst und die Ent- 
das °

Ssenheit der USA und nicht zuletzt 
kari-   rsör>hche Engagement des ameri- 
die J5Chen Präsidenten, den Gipfel und 
fjju   er|fer Verhandlungen zum Erfolg zu 
eine

e
h

n u"d für das West-Ost-Verhältnis 
s<WceSsere unc* tragfähige Grundlage zu 4t,en. 

Die Bundesregierung stellt mit Genugtu- 
ung fest, daß mit dem Vorliegen von Vor- 
schlägen beider Großmächte auf dem 
Genfer Verhandlungstisch jetzt die Tür 
für wirkliche Verhandlungen geöffnet ist, 
die zu ausgewogenen und überprüfbaren 
Rüstungskontrollvereinbarungen mit der 
Sowjetunion führen sollen. Vordringli- 
ches Ziel dieser Verhandlungen bleibt die 
drastische Reduzierung der nuklearen Of- 
fensivpotentiale. Unser besonderes Inter- 
esse gilt weiterhin den nuklearen Mittel- 
streckenwaffen. Nachdem nunmehr auch 
die Sowjetunion ein gesondertes Abkom- 
men über diese Waffenkategorie befür- 
wortet, hofft die Bundesregierung, daß ei- 
ne solche Vereinbarung unter Berücksich- 
tigung der europäischen Sicherheitsinter- 
essen auf der Grundlage der neuen ame- 
rikanischen Vorschläge ausgehandelt 
werden kann. • 

Mietanstieg auf neuem 
Tiefstand 
Der Mietanstieg in der Bundesrepublik 
hat im Oktober dieses Jahres bei den frei- 
finanzierten Wohnungen mit 1,8 % einen 
bislang nicht verzeichneten Tiefstand er- 
reicht. Dies hat Bundesbauminister Oscar 
Schneider in Bonn mitgeteilt. Höher als 
bei den freifinanzierten Wohnungen liegt 
nach wie vor der Mietanstieg im sozialen 
Wohnungsbau. Er lag im Oktober noch 
bei 2,7 %. Auch hier, so Minister Schnei- 
der, sei aber jetzt ein starker Rückgang 
spürbar. Noch zu Jahresbeginn habe der 
Anstieg in diesem Bereich bei 5 % gele- 
gen. Bei den vor 1948 gebauten Altbau- 
wohnungen verringerte sich der Mietan- 
stieg im gleichen Zeitraum von 4,0 auf 
3,3 % im Oktober. 
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Spitzengespräch 
beim Kanzler 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat am 
Mittwoch, dem 30. Oktober 1985, mit 
den Vertretern der kommunalen Spit- 
zenverbände (Deutscher Städtetag, 
Deutscher Städte- und Gemeindebund, 
Deutscher Landkreistag) einen aus- 
führlichen Gedankenaustausch ge- 
führt. Gegenstand der dreistündigen 
Diskussion waren u.a. Probleme der 
Kommunalfinanzen, Fragen der kom- 
munalen Investitionen, insbesondere 
Städtebauförderungsmaßnahmen, die 
Situation der Sozialhilfe, Aufgaben im 
Umweltschutz, das neue Baugesetz- 
buch sowie die Verstärkung der Ent- 
wicklungshilfe durch kommunale In- 
itiativen. 

Der Bundeskanzler bekräftigte erneut sei- 
ne Garantie, daß bei der Gewerbesteuer 
in dieser Legislaturperiode weitere Ein- 
griffe nicht zur Diskussion stehen und 
auch später nur ein Konzept für die Neu- 
ordnung des Gemeindefinanzsystems in 
Betracht kommt, dem die Betroffenen, 
und das sind auch die Gemeinde, und 
Gemeindeverbände, zustimmen können. 
Gemessen an den Haushalten von Bund 
und Ländern hätten die Kommunen ins- 
gesamt die günstigste Finanzlage. Die 
Vertreter der Kommunen bestätigten, daß 
sich die Finanzlage der Gemeinden insge- 
samt positiv entwickelt habe. Sie wiesen 
jedoch daraufhin, daß die finanzielle Si- 
tuation einzelner Städte, Kreise und Ge- 
meinden in strukturschwachen Räumen 
oder in Gebieten mit hoher Arbeitslosig- 
keit sehr unterschiedlich sei. 
Begrüßt wurde von den kommunalen 
Spitzenverbänden die für 1986 und 1987 

gegenüber dem laufenden Jahr beabsich- 
tigte Verdreifachung der Bundesmittel für 

die Städtebauförderung; so sollen die Ge- 
meinden für 1986 und 1987 insgesamt 
2 Mrd. DM Bundes- und 1,3 Mrd. DM 
Landesmittel erhalten. 
Zum neuen Baurecht hob der Bundes- 
kanzler hervor, daß hier im besonderen 
die Vereinfachungsforderungen der korn- 
munalen Spitzenverbände berücksichtig1 

würden. Noch in diesem Jahr werde die 
Bundesregierung den Entwurf eines Bau- 
gesetzbuches beschließen und die parla- 
mentarische Behandlung einleiten. Sie 
verbindet dies mit der Erwartung, daß 
der Gesetzentwurf noch in dieser Legis'3' 
turperiode verabschiedet wird. 
Ausgiebig wurde die Situation der Soziä 
hilfe einschließlich der Kosten für Asy1' 
bewerber diskutiert. Der Bundeskanzler 
machte dabei deutlich, daß die Bundesre- 
gierung bei dem Prinzip bleibe, daß Lel* 
stungen nach dem Arbeitsförderungsge' 
setz Lohnersatzleistungen sind. Das 
schließe im Grundsatz Leistungen an 
Gruppen, die noch nicht erwerbstätig ^ 
ren, ebenso aus wie eine Leistungsbere 
nung, die sich am Bedarf orientiert. Zu 

dem Hinweis der kommunalen Spitzet1 

ganisationen auf die hohen Kosten in1 

Bereich Hilfe zur Pflege bei stationärer 
Unterbringung wies der Bundeskanzler 
auf eine Vielzahl von Einzelmaßnahme 
hin, die von der Bundesregierung zürn 
Teil bereits verwirklicht sind, zum Bei- 
spiel im Wohnungswesen, zum Teil vo 
den zuständigen Ressorts noch geprü» 
würden, u.a. steuerrechtliche Maßnah- 
men, Unterstützung der häuslichen "t 
durch die gesetzliche Krankenversiche- 

rUng" de- Beim Umweltschutz wurden insbeson 
re Fragen der Altlastensanierung und 
Abwasserrechts besprochen. 
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Postgebühren bleiben auch 1986 stabil 
Nach 1983, 1984 und 1985 werden 
Jjjch 1986 die Gebühren für Briefe, 
Jäckchen und Pakete stabil bleiben. 
JJiese für alle Postkunden erfreuliche 
Kehricht erläuterte Bundespostmini- 
l«r Christian Schwarz-Schilling vor 

Journalisten in Bonn: Mit dem Ein- 
r'eren der Postgebühren seit meiner 

A»»itsübernahme im Oktober 1982 lei- 
en wir einen wichtigen Beitrag zur 
tabilitätspolitik der Bundesregierung 
nd fiir den allgemeinen konjunkturel- 

en Aufschwung. 

'es werde auch dadurch deutlich, so 
d
cnwarz-Schilling, daß etwa 83 Prozent 
^r Verkehrsmenge auf die gewerbliche 

"Ischaft und die Verwaltung entfallen. 
I Ur mit konsequenter Sparpolitik bei vol- 
e   Erhaltung der Dienstleistungsgüte sei 

Ölungen, eine derart stabilitätsorien- 
sprte ^ebührenPolitik zu betreiben. Dies 

' aber auch auf den vorbildlichen Ein- 
2 des Personals und vernünftige Lohn- 
Schlüsse mit den Gewerkschaften zu- 

zuführen. 

sich   C*em &uten Jahresergebnis 1984, das 
res

h' wie die Zahlen des ersten Halbjah- 
SJ 2ei8en, auch 1985 fortsetzt, sei es ihm 

au h° heUte mö8licn' Gebührenstabilität 
tie    

n°cri für e'n weiteres Jahr zu garan- 
haiLn* ^'e Entscheidung sei auch des- 
u     So früh gefällt worden, um allen 
ye  

den, insbesondere den geschäftlichen 
P| rsendern, für 1986 bereits jetzt sichere 

nungsgrundlagen zu geben. 
die .Weiteren wies Schwarz-Schilling auf 
j^ 'n den letzten Jahren erzielten Erfolge 
ste  

0stwesen hin. Während 1981 die Ko- 
bMUh.nterdeckung noch fast 4 Milliarden 
l984     ragen nabe' sei diese im Janre auf 1,7 Milliarden gesenkt worden. 

Der Briefdienst habe erstmals seit 1969 
im Jahr 1984 wieder eine Kostenüberdek- 
kung erwirtschaftet. Gleichzeitig wies der 
Minister darauf hin, daß Kostensteige- 
rungen in den nächsten Jahren nicht aus- 
bleiben werden. Durch die im Jahre 1986 
zu erwartenden Lohn- und Gehaltssteige- 
rungen werden die Kosten beim personal- 
intensiven Postwesen wieder ansteigen. 
Ein Prozent Gehaltserhöhung schlägt in 
diesem Bereich auf der Kostenseite mit 
etwa 100 Millionen DM Mehrausgaben 
zu Buche, sagte Schwarz-Schilling. 

Auch zu Gebührenfragen im Bereich des 
Fernmeldewesens nahm Schwarz-Schil- 
ling Stellung. Schon in den letzten zwei 
Jahren habe die Post die Fernsprechge- 
bühren insbesondere im internationalen 
Verkehr erheblich gesenkt. Im nächsten 
Jahr, so Schwarz-Schilling, werde nicht 
an Gebührenerhöhungen, sondern eher 
an weitere Vergünstigungen gedacht. 

Zur Absicht von Bundespostminister 
Schwarz-Schilling, die Postgebühren 
auch im Jahre 1986 weiter stabil zu hal- 
ten, erklärte der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Post- und Fernmeldewesen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gerhard 
O. Pfeffermann: Diese stabilitätspoliti- 
sche Leistung der Deutschen Bundespost 
ist um so höher zu bewerten, als von der 
vorangegangenen SPD-geführten Bun- 
desregierung die Postgebühren bereits in 
den ersten drei Jahren (1.9.1971 und 1.7. 
1972) zweimal erhöht wurden, und zwar 
z. B. beim Standardbrief um 33Vi%, bei 
Postkarten um 50 % und bei Paketen um 
83Vi%. Ebenso wurden seinerzeit u. a. 
auch die Telefongebühren um 44 % und 
die Gesprächsgebühren um 16

2
/J% erhöht. 
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Privatschulen können auch weiterhin mit 
Unterstützung der Union rechnen 
Am 19. September 1985 kamen der 
Vorstand des Bundesverbandes Deut- 
scher Privatschulen e.V. und der Bun- 
desfachausschuß Kulturpolitik der 
CDU zu einem Meinungsaustausch in 
Bonn zusammen. Die Gesprächspart- 
ner stimmten darin überein, daß es 
auch in Zeiten knapper Kassen und zu- 
rückgehender Schülerzahlen den Pri- 
vatschulen möglich gemacht werden 
müsse, ihr eigenständiges pädagogi- 
sches Profil zu erhalten und auszubau- 
en. Es könne der Qualität öffentlicher 
Schulen nur zugute kommen, wenn sie 
im Wettbewerb mit attraktiven Schu- 
len in privater und freier Trägerschaft 
stehen. Der Bundesverband Deutscher 
Privatschulen sprach sich dafür aus, 
Vertreter dieser Schulen stärker als 
bisher bei der Entwicklung neuer Un- 
terrichtsinhalte zu beteiligen. 

Der stellvertretende Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses und Parlamentari- 
sche Staatssekretär Anton Pfeifer, MdB, 
betonte unter anderem: 
Die Privatschulfreiheit als ordnungspoli- 
tische Konzeption entspricht den funda- 
mentalen Vorstellungen der Union. Pri- 
vatschulfreiheit ist: 
• Ausdruck einer pluralistisch verfaßten 
Gesellschaft; 
• Konkretisierung des elterlichen Erzie- 
hungsrechts; 
• Absage an ein staatliches Schulmono- 
pol; 
• praktiziertes Subsidiaritätsprinzip; 
• Chance für eigenständige pädagogi- 
sche Entwicklung; 
• Chance zum Wettbewerb innerhalb 
des gesamten Schulwesens. 

Daraus ergibt sich für die Union, daß def 

Rückgang der Schülerzahlen nicht dazu 
führen darf, daß der Bestand des staatli- 
chen Schulwesens auf Kosten der Privat- 
schulen gesichert wird; die Errichtung 
neuer Privatschulen muß weiterhin mög* 
lieh bleiben. 
Auch bei einer Verschlechterung der ö»' 
fentlichen Haushaltslage müssen die fi" 
nanziellen staatlichen Leistungen an d»e 

Privatschulen so bemessen sein, daß d«e' 
se ihren Bestand sichern, die unabweise 
ren Personal- und Sachkosten für eine11 

geordneten Schulbetrieb aufbringen ufl 
ihre besondere pädagogische Arbeit f°n 

setzen können. Eine Sondierung der 
Schüler nach den Besitzverhältnissen # 
Eltern müsse ausgeschlossen bleiben- 

Optimismus gewachsen 
Bei der Beurteilung der wirtschaftliche 
Entwicklung werden die Bundesbürger 
nach einer Analyse der Wickert-Institu 
Tübingen immer optimistischer. So efg 
eine kürzlich durchgeführte Umfrage u 
ter 3 880 Wahlberechtigten, daß 59 P'0' 
zent der Ansicht seien, daß es mit &c[ 
Wirtschaft bis zum Jahresende aufwä1* 
gehe (daß dies bis Ende 1986 der Fall ^ 
sein werde, meinten sogar 63 Prozent)- 
Prozent glaubten, es bleibe alles wiet- 
genwärtig und nur zwölf Prozent recn 
ten mit einer Verschlechterung. JJ 
Damit gab es beim Optimismus eine\t 

Gründung der Wickert-Institute im J* 
1951 noch nicht dagewesenen Zuvvaw0- 
von 16 Prozent innerhalb von zwölf*1 

naten. Vor einem Jahr meinten nur 4 
Prozent, daß es bis Jahresende auf^a   ,e 
gehe, während 40 mit unveränderter 
und 17 Prozent mit Verschlechterung 
rechneten. 
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Positive Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt 
^,e jüngsten Arbeitslosenzahlen für 
JeJ» Oktober 1985 bestätigen die er- 
zreiche Politik der Bundesregie- 
Un8, die sich jetzt auch zunehmend 

Positiv auf dem Arbeitsmarkt aus- 
V?rkt. Zum ersten Mal seit 1957 ist 
'e Zahl der Arbeitslosen in der Bun- 

desrepublik Deutschland im Oktober 
.85 im Vergleich zum Vormonat zu- 
^ckgegangen. Sie beträgt jetzt 
148800. Damit hat sich auch die 

2rbe«tslosenquote von 8,7 auf 8,6 
fozent verringert. 

den vergangenen Jahren hat sich aus 
!Zonalen Gründen die Zahl der Arbeits- 

Sen im Oktober immer erhöht. In die- 
, ^ Jahr überlagert jedoch die positive 

nJUnktureIle Entwicklung die negative 
^'sonale Entwicklung. Auch die Zahl der 
<,. rzarbeiter ist kräftig zurückgegangen. 

le •iegt um 173 700 oder 58 Prozent unter 

dem Stand des Vorjahres. Im Oktober 
meldeten Betriebe und Verwaltungen den 
Arbeitsämtern 133 500 neue offene Stel- 
len. Das waren 13 300 oder 11 Prozent 
mehr als im Oktober 1984. Gleichzeitig 
vermittelten die Arbeitsämter 163 700 
neue Beschäftigungsverhältnisse. Die 
Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 
20 Jahren sank im Oktober um 14800 
oder acht Prozent gegenüber dem Vor- 
monat auf 159400. Die Zahl der Arbeits- 
losen, die 59 Jahre oder älter sind, verrin- 
gert sich im Oktober um zwei Prozent auf 
101 800, damit wurde der Vorjahresstand 
ebenfalls um zwei Prozent unterschritten. 
Der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit Franke kommentierte die Oktober- 
zahlen: Die anhaltende konjunkturelle 
Aufwärtsentwicklung in der Gesamtwirt- 
schaft war auch im Oktober auf dem Ar- 
beitsmarkt spürbar. 

„Die Soüs 
lassen 
mal wieder 
was vom 
Stapel!" 

Zeichnung: 
Kolfhaus 

Bayernkurier) 
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Vorteile für 
Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 
Angesichts der angespannten Lage auf 
dem Arbeitsmarkt müssen alle 
Beschäftigungsmöglichkeiten genutzt 
werden. Die Teilzeitarbeit ist eine sol- 
che Möglichkeit. Sie kommt den Wün- 
schen vieler Arbeitnehmer entgegen 
und entspricht wegen ihrer hohen Fle- 
xibilität den betrieblichen Belangen, 
erklärt der Parlamentarische Staatsse- 
kretär im Bundesarbeitsministerium, 
Wolfgang Vogt, anläßlich der Vorstel- 
lung eines im Auftrag des Ministe- 
riums erstellten Forschungsberichts. 

Nach Meinungsumfragen streben 20 bis 
25 Prozent der Vollzeitbeschäftigten eine 
Teilzeitarbeit an. Das ist ein langfristiger 
Trend, der verstärkt auch in anderen eu- 
ropäischen Ländern zu beobachten ist. 
Darüber hinaus suchen von den 2,1 Mil- 
lionen im September gemeldeten Arbeits- 
losen rund 234000 eine Teilzeitbeschäfti- 
gung. Würde man diesen Wünschen ent- 
sprechen, könnte der Arbeitsmarkt spür- 
bar entlastet werden. 
Die Studie Teilzeitarbeit kommt zu dem 
Ergebnis, daß Teilzeitarbeit viel häufiger 
interessengerecht und praktikabel ist, als 
gemeinhin angenommen wird. Sie ist 
nach dem Urteil mancher Fachleute 
grundsätzlich überall einführbar. 
Der Forschungsbericht will Unkenntnis 
und Unsicherheit über die Möglichkeiten 
der Teilzeitarbeit abbauen und über die 
Vorteile dieser Form der Arbeitszeitver- 
teilung informieren. Denn eine unbegrün- 
dete Furcht vor erhöhten Kosten oder 
Vermögenseinbußen haben insbesondere 
Arbeitgeber von einer Umstellung der al- 
ten Arbeitszeitregelung abgehalten. Da- 

bei kann die Teilzeitarbeit sowohl den 
Wunsch nach kürzerer Arbeitszeit als 
auch nach größerer Wirtschaftlichkeit er- 
füllen. 
Diese Ergebnisse des Berichtes beruhen 
nicht nur auf wissenschaftlicher For- 
schung, sondern auch aufzahlreichen 
Gesprächen mit Personalleitern und Ar- 
beitnehmern sowie auf bisher unveröf- 
fentlichten Firmenstudien. 
In den sieben Kapiteln des Handbuchs 
werden sämtliche Aspekte der Teilzeitaf' 
beit jeweils aus Sicht der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber beleuchtet. Neben der 
Darstellung der verschiedenen Formen 
der Teilzeitarbeit werden zahlreiche pra 

tische Beispiele und Hinweise zur Gesta 
tung von Arbeitsverträgen und Betriebs- 
vereinbarungen gegeben und organisat0 

rische Lösungen vorgeschlagen. Ein be- 
sonderes Kapitel ist den Kosten der Tel 
zeitarbeit gewidmet. 
Der Forschungsbericht kann gegen eine" , 
Unkostenbeitrag in Höhe von 12 Mark « 
dem Presse- und Informationsreferat deS 

Bundesarbeitsministeriums angefordert 
werden. 

Befristete Verträge werden 
immer häufiger angeboten 
Das am 1. Mai 1985 in Kraft getretene 
Beschäftigungsförderungsgesetz(BF^ 
hat nach Worten des Geschäftsführers 
der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände in Köln, Ernst- 
ther Mager, vor allem durch die Erle' 
terung des Abschlusses befristeter Ar- 
beitsverträge zu greifen begonnen. Er 

Umfragen hätten ergeben, daß gerade 
kleine und mittlere Unternehmen v°n

uCh 
dieser Möglichkeit zunehmend Ge"*" efl 

machten, während größere Unternen 
häufig an der ablehnenden Haltung 
Betriebsräte scheiterten, erklärte ^a^j. 
auf einer Tagung der Deutschen Ges 
schaft für Personalführung, Düsseldo 
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deutsche Arbeitsmarktpolitik 
auf dem richtigen Weg 
^ er Bundesminister für Arbeit und 
°zjaIordnung sieht die deutsche Be- 
chäftigUngs- und Arbeitsmarktpolitik 
[jrch den Jahreswirtschaftsbericht 
«S/86 der Kommission der Europäi- 

schen Gemeinschaften voll bestätigt. 
"er Bericht, der unter der Federfüh- 
^«g des EG-Kommissars für Wirt- 
f£haft und Beschäftigung, Alois Pfeif- 
j.r'erarbeit wurde, prognostiziert für 
. e Bundesrepublik Deutschland in 
^..Jahren 1985 und 1986 eine Be- 
chaftigtenzunahme um über 400000. 

3ch der kürzlich vorgelegten Herbst- 
^a§nose der fünf führenden deutschen 
Rn    c^la^tsrorschungsinstitute ist die Pro- 
^   se der EG-Kommission erneut eine 

stätigung der Beschäftigungserwartun- 
n der Bundesregierung. 

au
e
f
r w'rtschaftliche Aufschwung schlägt 

na k en Arbeitsmarkt durch. Trotz des 
anf? Wie vor starken Zustrom von Berufs- 
ge 

an§ern und bislang Nichterwerbstäti- 
mjg auf den Arbeitsmarkt geht die Kom- 
aü 

Sl0n wie die Bundesregierung davon 

der A      
l986 erstmals seit 1979 die Zahl 

oe.    rbeitslosen in Deutschland zurück- 
ne" wird. 

^eUtSChe Wirtschaftsentwicklung 
ö. aer Spitze 

Pujj,. ^•Kommission sieht die Bundesre- 
der * Deutschland 1986 an der Spitze 
Scr,e  

,rtscr>aftsentwicklung aller europäi- 
Ujjs 

n Lander. Dem Urteil der EG-Kom- 
In   "°n ist nichts hinzuzufügen: 
PoSj..

utschland zeichnet sich also eine 
tat,  'V£ Kettenreaktion zwischen Stabili- 
So^j ehr Wachstum und Beschäftigung 
Scr,af- menr fiskalischem und außenwirt- 

nehem Handlungsspielraum ab. 

1986 wieder steigende Realeinkommen 
Der wirtschafts- und beschäftigungspoli- 
tische Erfolg ermöglicht 1986 auch wie- 
der steigende Realeinkommen: 
Dank der ersten Stufe der Steuerreform 
und der weiteren Erfolge bei der Infla- 
tionsbekämpfung verbleibt auch bei einer 
gemäßigten Lohnrunde noch eine spürba- 
re Besserung der realen Nettoeinkom- 
men. 

Preisstabilisierung, Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte und gemäßigte 
Lohnpolitik zahlen sich in zweifacher 
Hinsicht aus: Mehr Beschäftigung und 
steigende Realeinkommen. 

Noch mehr Beschäftigung durch 
flexiblere Arbeitszeiten 
Die EG-Kommission sieht wie die Bun- 
desregierung durch eine flexiblere Gestal- 
tung der Arbeitszeiten erhebliche zusätz- 
liche Beschäftigungsmöglichkeiten. Bei 
der Zielrichtung der Flexibilisierungsstra- 
tegie besteht zwischen EG-Kommission 
und Bundesregierung volle Übereinstim- 
mung: 

Ziel der Flexibilisierungsbemühungen ist 
nicht der Abbau der sozialen Errungen- 
schaften, sondern die Schaffung von 
mehr Arbeitsplätzen. 
Eine aktuelle repräsentative Umfrage, die 
im Auftrag der EG-Kommission durchge- 
führt wurde, zeigt, daß bei den Arbeitneh- 
mern eine hohe Bereitschaft für neue und 
flexible Arbeitszeitsysteme besteht. 
So würde z. B. jeder dritte Arbeitnehmer 
zu unregelmäßigen und ungünstigeren 
Zeiten arbeiten, wenn die Arbeitszeit da- 
für um 5% gekürzt würde, und jeder 
sechste Vollzeitbeschäftigte würde es vor- 
ziehen, bei unverändertem Stundenlohn 
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nur rund 30 Stunden pro Woche zu arbei- 
ten. 
Der Bundesarbeitsminister unterstützt 
nachdrücklich den Appell der EG-Kom- 
mission zur breiten Nutzung des Beschäf- 
tigungsförderungsgesetzes: 
Die neuen gesetzlichen Rahmenbedin- 
gungen für Zeitverträge und Teilzeitarbeit 
sollten von den Tarifparteien genutzt wer- 
den, um das in den Belegschaften offen- 
sichtlich vorhandene erhebliche Flexibili- 
sierungspotential in sozial verträglicher 
Form besser auszuschöpfen. 

Deutsche Beschäftigungspolitik 
vorbildlich 
Die von der EG-Kommission vorgeschla- 
gene kooperative Wachstumsstrategie soll 
solche positiven Kettenreaktionen wie 
derzeit in Deutschland in den übrigen 
Mitgliedstaaten auslösen. Eine eindrucks- 
vollere Bestätigung für die Richtigkeit der 
beschäftigungspolitischen Konzeption der 
Bundesregierung kann es nicht geben.     • 

Norbert Blüm: 
So packen wir's 
Das gab es zuletzt vor 28 Jahren: In ei- 
nem Oktober weniger Arbeitslose als 
im September! Und: Die Beschäftigung 
zieht an. Vor allem für Frauen gibt es 
mehr Arbeitsplätze. Die Arbeitslosig- 
keit ist also zu packen. 
Doch wir stehen erst am Anfang. Um 
eine erhebliche Besserung zu erreichen, 
ist dreierlei zu tun: 
1. Jetzt in neue Arbeitsplätze investie- 
ren, also: moderne Maschinen kaufen, 
statt auf noch bessere Zeiten warten. 
2. Einstellen, statt weiter Überstunden 
zu fahren. 
3. Die Chancen der Teilzeitarbeit nut- 
zen für Männer und Frauen 
(aus „Bild", 6. November 1985) 

Neues 
Hochschulrecht 
Die Leistungsfähigkeit der HochschU' 
len kann durch eine Änderung des 
Hochschulrahmenrechts verbessert 
werden. Der Bundesrat hat mit den 
Stimmen der unionsgeführten Länder 
mehrheitlich einem entsprechenden 
Gesetz zugestimmt. 
Die Leistungsfähigkeit der Hochschule" 
soll vor allem durch eine stärkere Dif'e' 
renzierung des gesamten Hochschulsy* 
stems und einen Wettbewerb der ver- 
schiedenen Hochschularten gesteigert 
werden. Die Freiheit und VerantwortllC 

keit der Hochschulen in der Gestaltung 
des Studienangebots wird erweitert. P1 

Rahmenbedingungen für die Forschung 
an Hochschulen werden verbessert;v0 

allem wird die Durchführung von For' 
schungsvorhaben, die mit Mitteln Drn 
Finanziert werden, erleichtert. Ferner w 
den durch das neue Gesetz die Chane 
des wissenschaftlichen Nachwuchses 
durch eine Änderung der Personalste 
tur verbessert und das Prinzip der Vert 
tung der verschiedenen Gruppen an « 
Hochschule durch eine stärkere Beto- 
nung des Prinzips der Fachvertretung 
und des Prinzips der persönlichen Mi 
Wirkung ergänzt. ,s 

Zu den Änderungen des Hochschule0 

im einzelnen gehört beispielsweise: 
• Besondere Studienangebote, zum   ^ 
spiel für besonders befähigte Studen 
werden rahmenrechtlich abgesichert- 
• Die Studienreformarbeit wird neug 
staltet und entbürokratisiert. • 
• Das bisherige Amt des Hochschul»^ 
stenten wird abgeschafft und statt de 
ein aufeinander abgestimmtes A°ge 

von Ämtern für den wissenschaftl'c 

Nachwuchs angeboten. 
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Die Jugend hat wieder Zukunft 
Uie Jugend will nicht aussteigen, son- 
ern unternimmt alle Anstrengungen 
"Zusteigen. Mit dieser Feststellung 
.?r dem Deutschen Bundestag umriß 
.,e Pari. Staatssekretärin beim Bun- 
esminister für Jugend, Familie und 

j^sundheit, Irmgard Karwatzki, 
y»dB, die Stimmungslage innerhalb 

.er jungen Generation. Am 24. Okto- 
J?r 1985 hat der Deutsche Bundestag 

,e Stellungnahme der Bundesregie- 
t
U|,8 zum Enquete-Bericht Jugendpro- 
j st im demokratischen Staat beraten. 

IJi folgenden werden einige Redeaus- 
§e aus der Debatte wiedergegeben. 

p au Karwatzki führte weiterhin u.a. aus: 
ist das große Verdienst des Enquete- 

j. r,chtes, daß er gegen Pauschalurteile 
.  er die junge Generation vorgegangen 
Utiri    lt ^essen nat er e'ne differenzierte 
g    den verschiedenen Lebenslagen Ju- 
.   dlicher angemessene Analyse gesetzt. 
fe 

er noch immer kann man in der Öf- 
£ntlichkeit das Schlagwort von der Null- 
. ^-Generation hören. Gegen die Ab- 

Hung unserer jungen Generation wen- 
j^ lch mich mit Entschiedenheit. Diese 
Seh n<^ 'st keine verzogene und verhät- 
g ,e te und der Lust am Konsum hinge- 
ist k116 ^enerat'on- Konsumfetischismus 
vj.|  er der Vorwurf, den Jugendliche an 
aUch Erwachsene richten. Natürlich will 
üHri        heutige Jugend keine Not leiden 
Sj , Wunscht sich materielle und soziale 
~    erheit. Wir stellen aber einen zuneh- 
i^:. *~ Gewußten und überlegten Umgang 
Hjij p• Geld fest. Doch läßt man sich 
che ^as Bedürfnis nach menschli- 
Un • Gemeinschaft, nach Geborgenheit 
j     nach Sinnerfüllung nicht abkaufen. 

Nun       'n diesen Befunden nichts von 
ark .*^°ck, sondern den Willen zur Mit- 

u und Integration. Dabei ist es für 

Jugendliche heute nicht immer leicht, ih- 
ren Weg in einer komplexen, dynami- 
schen Industriegesellschaft wie der Bun- 
desrepublik Deutschland zu finden. Die 
Enquete-Kommission hat daher die ge- 
samtgesellschaftlichen Ursachen von Un- 
behagen, Unruhe und Protest hervorge- 
hoben. Als tieferliegende Ursachen be- 
zeichnet der Enquete-Bericht den neuen 
Mangel, den Mangel an Zuwendung und 
persönlicher Geborgenheit, den Mangel 
an sozialem und gefühlsmäßigem Ange- 
nommensein, die Belastung durch Le- 
bensangst und Unsicherheit vor dem Hin- 
tergrund von Undurchschaubarkeit und 
Unpersönlichkeit der modernen Indu- 
striegesellschaft. Politik für die Jugend ist 
deshalb mehr als Jugendpolitik. Wir 
brauchen ein Konzept von Gesellschafts- 
politik, das dazu beiträgt, Jugendlichen 
das Gefühl zu geben, angenommen zu 
werden, zu Hause sein zu können, Ver- 
trauen erfahren zu können, Wurzeln 
schlagen zu können. Wir wollen mit unse- 
rer Gesellschafts- und Jugendpolitik dazu 
beitragen jungen Menschen jenes Maß 
an Vertrautheit mit unseren Lebensver- 
hältnissen und an Orientierung in unserer 
pluralen Kultur zu vermitteln, daß sie auf 
ihrem Weg in unsere Gesellschaft brau- 
chen. Wir brauchen eine Politik, die nicht 
auf Ausgrenzung, sondern auf soziale 
Eingliederung angelegt ist; eine Politik, 
die nicht nur auf Emanzipation zielt, son- 
dern Jugendliche auch zu verantwortlicher 
Bindung hinführt. Wir müssen mit den In- 
stitutionen, in denen Jugendliche auf- 
wachsen, behutsam umgehen. Wir wollen 
sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben un- 
terstützen. Dazu gehört die Familie, dazu 
gehören die Kirchen, dazu gehören auch 
die Schulen und Universitäten, dazu ge- 
hören die außerschulischen Einrichtun- 
gen der Jugendarbeit und Jugendbildung. 
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Mit finanzieller Förderung allein 
ist es nicht getan 

Der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, 
Wolfgang Götzer, MdB, fand es bezeich- 
nend, daß der Auftrag, Wege aus der Kri- 
se aufzuzeigen, an die Regierung Kohl 
gegangen ist, während die Einsetzung der 
Enquete-Kommission, die sich Vorjahren 
mit dem Jugendprotest zu befassen hatte, 
unter der früheren SPD-Regierung not- 
wendig geworden war. Götzer: Am Ende 
der Ära Schmidt waren auch die Zukunfts- 
aussichten der jungen Generation am 
Ende. Götzer stellte weiterhin fest, daß 
die Vielzahl Jugend- und familienpoliti- 
scher Fördermaßnahmen, die die Regie- 
rung Helmut Kohl auf den Weg gebracht 
hat, eindrucksvoll sei, machte aber zu- 
gleich deutlich, daß es mit legislativen 
Maßnahmen und finanzieller Förderung 
allein nicht getan ist: Das oft so beklagte 
Sinn-Defizit läßt sich nicht mit vollen Ta- 
schen ausgleichen und der möglicherwei- 
se vor sich gegangene Wertewandel nicht 
lediglich durch einen Regierungswechsel 
rückgängig machen. Was wir brauchen, 
ist ein Geistwandel! 

Und für diesen gibt es auch bereits un- 
übersehbare Anzeichen: 
• Von Aussteigertum und Verweige- 
rungsmentalität ist kaum noch etwas zu 
spüren. Leistungsbereitschaft und Enga- 
gement für die Gemeinschaft und unsere 
Umwelt nehmen wieder zu. 
• Immer weniger Jugendliche sind heu- 
te bereit, sich von Minderheiten und 
Randgruppen dominieren und Außensei- 
ter das öffentliche Bild von der Jugend 
bestimmen zu lassen. 
• Die Zahl der jungen Männer, die be- 
reit sind, in der Bundeswehr zu dienen 
und damit einen Beitrag zu unser aller Si- 
cherheit zu leisten, steigt. 
• Die Mehrheit derjenigen Leute wird 
immer größer, die erkennen, daß Krawal- 

le, Haß und Gewalt die Probleme unsere' 
Tage nicht lösen helfen, daß nur Bereit- 
schaft zur Toleranz, zum Kompromiß 
und ein Grundkonsens in den elementa- 
ren Fragen unseres Zusammenlebens elf 
tragfähige Grundlage für eine Ordnung 
der Zukunft geben. 

Christoph Bohr: Jugendliche 
haben wieder Chancen 

Die Entwicklungen der letzten Monate 
zeigen deutlich, daß die Sorgen, mit de- 
nen gerade junge Menschen bisher in dl 

Zukunft geblickt haben, mehr und mehr 

abnehmen. Seit langer Zeit haben Ju- 
gendliche wieder Chancen. Die Wirt- 
schafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpo''1 

der Bundesregierung hat die Vorausset- 
zungen dafür geschaffen, daß junge Me 

sehen jetzt wieder und zunehmend eir>e 

langfristig sicheren Arbeitsplatz erhalt 
können, stellt Christoph Bohr, Vorsitze"' 
der der JU, fest. 
Auch in diesem Jahr wird es, jetzt zum 
dritten Mal, einen Lehrstellenrekord g*' 
ben. Bisher sind schon 710000 abgesch'^ 
sene Ausbildungsverträge gemeldet. p,e 

großartige Leistung wäre nicht mögl'c'1 L 
wesen, wenn die Bundesregierung nicht 
notwendigen flankierenden Maßnahme   g 
getroffen hätte. 

Keine Bundesmittel 
für Gesamtschulversuche 
Der Bund wird sich nicht an neuen M° 
dellversuchen beteiligen, die der Grün

uCli 
dung weiterer Gesamtschulen, wenn

naS 
unter neuem Etikett, dienen sollen. V  *f 

sagte der Parlamentarische Staatssek 
im Bundesbildungsministerium, p^e,.eIl 
zu der Ankündigung des saarländisc 
Kultusministers Breitenbach, der neU

e(1g- 
Schulversuche nach dem Vorbild der ^ 
lischen Community Schools einrichte 
will. 
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Sghard Braun 

^niorenbeauftragter 
der CDU 
ö 
Jrdnete Gerhard Braun ist vom Bun- 
des 

J 62jährige CDU-Bundestagsabge- 

^orstand auf Vorschlag von Helmut 
£?"/ zum Seniorenbeauftragten der 

•jristlich Demokratischen Union be- 
• fen worden. Der Parteitag in Essen 
soüte Descnl°ssen, die älteren Men- 
gen näher an die CDU heranzufüh- 
* J» die große Erfahrung gerade der 
s *eren soll für die aktive Parteiarbeit 

afker genutzt werden. 

, rnard Braun gehört zu den Männern 
,'ersten Stunde der CDU. Schon ab 
di  &   ar er acht Jahre hauptamtlich für 
jü "artei als Landesgeschäftsführer der 
nahgen Union Rheinland tätig. 1957 über- 
ve 

m er zunächst die Funktion des stell- 

<Cietenden und von 1%1 bis 1966 die 
^, f-andesgeschäftsführers der CDU 
Q   lnland. Anschließend wechselte er als 
G«!Lkäftsführer in die Union Betriebs 

(Hue!ner Geburtsstadt Wermelskirchen 
aüc£lnland) arbeitet Gerhard Braun, der 
1(0   Mitglied des Bundesvorstandes der 
sejt ^munalpolitischen Vereinigung ist, 

1961 als Stadtverordneter. 

beu   • November 1972 wurde er in den 
in(1

tschen Bundestag gewählt. Nicht nur 
«be 

r e'8enen Fraktion schätzt man seine 
bejt

ns° sachliche wie fachkundige Mitar- 
Ou' ^ acn dem Regierungswechsel am 1. 
^ober 1982 übernahm er den Vorsitz 
IW^g'iederstärksten Arbeitsgruppe 

.  mrnunalpolitik. 
^f Al 
k Q !*er Pressekonferenz in Bonn erklär- 
Miti,-. rd Braun zur Situation der älteren 
<i.^ . r8er im Hinblick auf seine Aufgaben 

Die Altersstruktur hat sich grundlegend 
gewandelt. Rund 30 Prozent der Wahlbe- 
rechtigten sind heute 60 Jahre und älter. 
Das durchschnittliche Renteneintrittsal- 
ter beträgt 58 Jahre. Es besteht die Ge- 
fahr, daß mit dem Abschied vom aktiven 
Erwerbsleben auch ein Rückzug aus akti- 
ver Mitarbeit im politisch-gesellschaftli- 
chen Bereich erfolgt. Die CDU-Mitglie- 
der sollen sich auch nach dem Ausschei- 
den aus dem Erwerbsleben weiterhin an 
der politischen Entscheidungsfindung 
und Meinungsbildung beteiligen. Städte- 
planung, Wohnungsprobleme, Verkehrs- 
fragen, Bildungsangebot für ältere Mit- 
bürger, ein ausreichendes Freizeitangebot 
usw. sind mögliche Beispiele. 
Aufgabe des Seniorenbeauftragten ist es, 
Konzepte und organisatorische Struktu- 
ren zu erarbeiten, damit die Christlich 
Demokratische Union die Zusammenar- 
beit mit der älteren Generation weiter 
verbessern kann und damit die älteren 
Parteimitglieder noch intensiver in die 
Gliederungen der Partei miteinbezogen 
werden können. 
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Die Bundeswehr sichert 
unseren Frieden 

SPD-Außenpolitik auf 
gefährlichem Kurs 

ii iluhru(l|l 

tifiN(MililiL h.iK-n il"' linl 

Bühl iiml l-ppk'f l,in,'«i il 

Warum ich b 
Bundeswehr 
diMwhi t-iiiL'in 

H'hcn in ScMenrifHobttM. lahi 

ei der 
war 

Svtn-Ov« Wahllng 
rulÄ£^£ 

30 Jahre 
Bundeswehr 

Frieden und Freiheit 

Helmut Kohl: 

Danke, 
3UD 
oclra 

Fast siebentausend Azubis 
lernen in der Bundeswehr 

Neues „CDU extra" 
Aus Anlaß des 30jährigen Bestehens 
der Bundeswehr hat die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle ein neues Zeitungs- 
flugblatt als Massenverteilmittel pro- 
duziert. Unter der Überschrift „Dan- 
ke, Soldaten" würdigt Bundeskanzler 
Helmut Kohl den Einsatz von Solda- 
ten und zivilen Mitarbeitern der Bun- 
deswehr für den Frieden. Das Zei- 
tungsflugblatt erläutert u. a. die Not- 
wendigkeit der Wehrdienstverlänge- 
rung, die aktive Friedenspolitik der 
CDU und setzt sich offensiv mit dem 
außenpolitischen Kurswechsel der 
SPD und dem „Bülow-Papier" aus- 
einander. 

Soldaten! 
Über die Kreisverbände wurde be' 
reits eine Bedarfsermittlung durchs 
führt und der Bundesgeschäftsstel' 
mitgeteilt. Wenden Sie sich daherb 

te zunächst an Ihren Kreisverband' 
um festzustellen, ob dieser das Zel' 
tungsflugblatt bereits bestellt hat- 
Sollte dies nicht der Fall sein, könn 

Sie das Massenverteilmittel 
direkt beim 
IS-Versandzentrum, Postfach 13 2' 
4804 Versmold, bestellen. 
Best.-Nr.:2712 
Mindestabnahme: 250 Expl. ^ 
Preis pro Mindestabnahme: 8,50 v 

In diesem Zusammenhang sei nocnm?r)iJ- 
auf die Aktionen hingewiesen „Was      . 
Verbände tun können", die in UiD 3* 
veröffentlicht worden sind. 
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J*fe neueste Video-Produktion 
*** CDU-Bundesgeschäftsstelle: 

Ein Videofilm 
Jber die Geschichte 
der CDU 
yer rund I8minütige Film zeigt unter 
,  Sendung vieler historischer Filmdo- 

^ente die Leistungen der CDU für un- 
c,r Land. Im Vordergrund steht nicht die 
k r°nologische Aufzählung historischer 
(• e|8nisse, sondern die Darstellung poli- 

her Grundentscheidungen, die damals 
'e heute die Politik der CDU bestim- 

men; 

f(i j?amals w'e heute die Entscheidung 
Q "'e Soziale Marktwirtschaft, als 
1a L

1
^'

3
^

6
 ^ur den Wiederaufschwung 

%   ^em Kriege und a's Basis unserer 
j. gellen erfolgreichen Wirtschafts- und 
^Politik. 

^rH-ama's w'e neute die Entscheidung 
51  r,le Gemeinschaft des freien Westens, 
FrJ^rundlage für 40 Jahre Frieden in 

'e,heit. 

^cP-6 Kontinuität der CDU-Politik 
rad A    

den Persön|ichkeiten. Von Kon" 
ö  Genauer bis Helmut Kohl. 
f(jr ^ilrn eignet sich damit hervorragend 

"e Altersgruppen, als Element — sei 

Videofilm 
über die Geschichte 

der CDU 

es Einleitung, Mittelpunkt oder Abschluß 
— einer Veranstaltung, zur Information 
und Mobilisierung. Er ist vor allem un- 
verzichtbarer Bestandteil aller Aktivitäten 
im Rahmen der Aktion „40 Jahre CDU". 
Dieser Videofilm ist über das 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold, zu beziehen. 
System VHS Best.-Nr.: 4691 
System Betamax Best.-Nr.: 4692 
System Video 2000      Best.-Nr.: 4693 
Preis pro Kassette 25,— DM + MwSt. 

^%  —  
ups zum Weitersagen: Nutz die weißen Seiten 

Me . e Seiten sind oft die Kehrseite der 
% a,,,e» wenn CDU-Verbände Einla- 
den ?,en' Mitteilungen und Rundschrei- 
ben 7

erscmcken. Auf der Vorderseite ste- 
Ver  • B- Zeitpunkt, Ort und Datum einer 
uncl "Jsta|tung, die Rückseite ist oft leer 
Pfti,     l   Hit linof»niitvt»»r R ciiim fiir *»inp 
^lle 

I) 

't ungenutzter Raum für eine 
v°n Informationen. 

Hb 
ein" * könr>ten wir auf diesem Wege 
£rf0i §r°ßen Bevölkerungskreis über die 
f°rm-8e der Regierung Helmut Kohl in- 

neren. 

Darum: 
Nutzen Sie deshalb bitte die Rückseite 
von Einladungen und Rundbriefen zum 
Abdruck wichtiger politischer Nachrich- 
ten! Material gibt es genug: Flugblätter 
Zur Sache, UiD-Seiten, Argu-Karten, 
kurze Artikel aus dem Deutschen Mo- 
natsblatt usw. 
I Keine Angst vor den Fakten! 
• Die Tatsachen sprechen für uns. 
Wir müssen jede Möglichkeit nutzen, 
sie weiterzugeben. 
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fltahife Preise    Sinkende Zinsen 
KräWgesmischamwSchstum 

MehrArbejtspJäm    Stabjlejfrejse    ffl^     ^^    ^^^    — 

NA ALSO! 
Noch nie haben so viele Bürger (71%) die Wirtschafts- 
situation als gut bezeichnet Und auch die Wirtschafts- 
institute sind sich einig: Der Wktschaftsaufschwung wird 
sich noch weiter verstärken. Für diesen Optimismus 
haben wir allen Grund. Die Politik der Regierung Helmut 
Kohl trägt weiter Früchte: Die Wirtschaft wachst, die 
Preise sind stabil, die Zinsen sind niedrig. Dies bedeutet 
vor allem zunehmende Neueinstellungen und rund 
200.000 zusätzliche Arbeitsplätze. Dazu kommt ein 
drastischer Rückgang der Kurzarbeit 

i   ii.«|n 
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